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«Inside Paradeplatz» titelte im Juli: «Hacker klauen Prüfungs-Resultat von Revisoren-Tests». Mehrere Prüflinge versichern, die Lösungen nicht angeschaut zu haben. Foto Keystone

Deal mit Deutschland Die Schweiz
erhält eine Lieferung von Pan-
zerabwehrlenkwaffen ein Jahr
später als geplant. Das Verteidi-
gungsdepartement (VBS) hat zu-
gestimmt, seinen Liefertermin
an Deutschland abzutreten, das
Systeme des gleichen Typs be-
stellt hat. Berlinwill dieWaffen-
systeme an die Ukraine weiter-
geben.DasVBS kamdamit einem
ErsuchenvonDeutschland nach.
Gestern wurde der Bundesrat
über denTerminabtausch für die
letzte Tranche der Lieferung der
schultergestützten Panzerab-
wehrlenkwaffe informiert, wie
es in einer Mitteilung hiess.

DerKaufderSystemedesdeut-
schenHerstellers Dynamit Nobel
Defence GmbHwurde bereits vor
acht Jahrenbeschlossen.Die letz-
te Tranche wird nun statt 2025
erst 2026 indie Schweiz gelangen.

Scharfe Kritik der SVP
Dieser Abtausch ist laut VBS mit
denVerpflichtungen derNeutra-
lität vereinbar. Denn dieWaffen-
systemewürden sich zu keinem
Zeitpunkt in der Schweiz befin-
den. Die Ausfuhrbestimmungen
des Kriegsmaterialgesetzes sei-
en deshalb nicht massgebend.

Die SVP kritisiert den Ent-
scheid des Bundesrats scharf. Si-
cherheitspolitiker Mauro Tuena
sagt: «Das Verteidigungsdepar-
tement betont ständig,wie drin-
gendwir aufrüstenmüssen.Und
nun lässt es zu, dasswichtigeAb-
wehrwaffen ein Jahr später als
geplant geliefert werden.» Das
sei inkonsequent und fatal für
die Verteidigungsfähigkeit der
Schweiz. Zudem, so Tuena, «ist
das neutralitätspolitisch extrem
heikel».Die Schweiz fördere eine
Kriegspartei.

DasVBSdürfte sichvondiesem
Schritt erhoffen,die europäischen
Partnerzu besänftigen.Dies,weil
BernmehrerenLändernuntersagt
hat, Waffen an die Ukraine wei-
terzugeben, die in der Schweiz
hergestellt worden sind. So durf-
te etwa Deutschland keineMuni-
tion für Gepard-Panzer an Kiew
liefern. Solche Terminabtausche
seien für die Schweiz eine Gele-
genheit, wichtige Partner punk-
tuell zu unterstützen, schreibt
denn auch das VBS. (rhy/SDA)

Schweiz bekommt
Waffen später –
zugunsten Kiews

Bundesrat Die Landesregierung
will, dass wieder mehr Schiffe
unter Schweizer Flagge zur See
fahren. Sie hat deshalb insbeson-
dere die Vorschriften betreffend
Nationalität für die Registrie-
rung von Hochseeschiffen gelo-
ckert. Die gewerblich genutzte
Schweizer Hochseeflotte sei al-
lein im Verlauf der letzten Jahre
umrund75Prozent geschrumpft,
teilte der Bundesrat mit.

Derzeitmuss bei einerEinzel-
firma der Inhaber oder die Inha-
berin Schweizer beziehungswei-
se Schweizerin sein und den
Wohnsitz in der Schweiz haben,
um ein Schiff unter Schweizer
Flagge registrieren zu können.Ab
dem 1. Januar fallen die Nationa-
litätsvorschriften grundsätzlich
weg, wie ein Sprecher des Aus-
sendepartements aufAnfrage er-
klärte.Neu sei entscheidend,dass
dasUnternehmen seinenSitz und
den tatsächlichenMittelpunkt der
Geschäftstätigkeit in derSchweiz
habe. (SDA)

Vorschriften
für Hochseeschiffe
werden gelockert

Jorgos Brouzos

Die Strafe ist hart. Rund drei Dut-
zend Personen sollen einen Zwi-
schentest zum Wirtschaftsprü-
ferdiplom manipuliert haben.
Der zuständige Fachverband
Expertsuisse sperrt sie daher für
drei Jahre für die Abschlussprü-
fung. Sie haben zudem ihren Job
verloren. Ihren Arbeitgebern
müssen sie das vorgeschossene
Geld für die Weiterbildung zu-
rückzahlen. EinAusbildungsjahr
kostet rund 10’000 Franken.

Für den Fachverband Expert-
suisse und die Arbeitgeber der
Betroffenen ist die Sache eindeu-
tig. Die Personen haben eine Si-
cherheitslücke in einerPrüfungs
software ausgenutzt. «Im Rah-
men der forensischen Analyse
haben die beigezogenen Spezia-
listen festgestellt, dass sichmeh-
rere Studierende mittels geziel-
ter Manipulation der Prüfungs-
software in unerlaubter Weise
Zugang zum Prüfungssystem
verschafft haben», hält der Ver-
band in einem Schreiben an
seineMitglieder fest. Dazu gehö-
ren die Big Four derWirtschafts-
prüfung: KPMG, Deloitte, PWC
und EY. Sie holen junge Wirt-
schaftsabsolventen und schlei-
fen sie für eine Karriere in der Fi-
nanzindustrie.

Die Studierenden
fühlen sich unfair behandelt
Nach dem Zwischenfall haben
die Betroffenen ihre Chance bei
den Wirtschaftsberatern ver-
spielt. Für dieArbeitgeber der be-
schuldigten Personen gibt es bei
diesemVergehen keineToleranz.
Sie haben sie entlassen.

Mehrere Betroffene wollen
den Entscheid von Expertsuisse
nicht auf sich sitzen lassen. Sie
haben sich Anwälte genommen

und gehen gegen die Prüfungs-
sperre vor. Diese Redaktion hat
in den letzten Tagenmit mehre-
ren Personen gesprochen. «Ich
hatte nie das Gefühl, etwas Ver-
botenes gemacht zu haben,weil
die Sache so einfach war», sagt
jemand.

Enttäuscht sind einige darü-
ber, dass Expertsuisse nie das
Gespräch gesucht habe. «Wir
sind junge Leute am Anfang der
Karriere, in dieser Branche wie-
der eine Stelle zu finden, ist nun
unmöglich.» Jemand sagt: «Wir
sind sehr betroffen von dieser Si-
tuation und fühlen uns von allen
Seiten unfair behandelt. Unsere
Zukunft ist unsicher, und das löst
existenzielle Ängste aus.»

Die Lösungen hätten
ihnen nicht geholfen
Der Vorwurf von Expertsuisse
lautet so: Die Studierenden kön-
nen die einzelnenTests zweimal
absolvieren. Nach dem ersten
Versuch sehen sie, wie viele
Punkte sie erzielt haben. Glau-
ben sie, dass ein besseres Ergeb-
nis drinliegt, können sie einen
zweiten Versuch starten. Dann
zählt der Durchschnitt aus der
Punktzahl aus dem ersten und
dem zweiten Versuch.

Die Punktzahl aus dem ersten
Versuch wird aber nicht direkt,
sondern mit Verzögerung ange-
zeigt. Nun soll es aber einigen
gelungen sein, den Code derOn-
lineplattform so zu manipulie-
ren, dass sofort die Punktzahl
aus demerstenVersuch und auch
die Lösungen des ersten Durch-
gangs sichtbar wurden.

Mehrere Betroffene versi-
chern nun, die Lösungen gar
nicht angeschaut zu haben.Viel-
mehr seien sie nur an einer ver-
lässlichen Angabe der eigenen
Punktzahl interessiert gewesen.

Offenbar kam es in der Vergan-
genheit vor, dass über den offi-
ziellen Weg falsche Resultate
kommuniziert wurden.

Die Lösungen hätten ihnen
gar nichtweitergeholfen,weil sie
dieTests ohnehin nur einmal ab-
solviert hätten. «Es ist auch so,
dass beim zweiten Durchgang
andere Fragen gestellt werden»,
sagt einervon ihnen. «Was brin-
gen mir da die Antworten aus
dem ersten Versuch?»

Es sei ihnen nur darum gegan-
gen,möglichst schnell zu sehen,
wie viele Punkte sie erreicht hät-
ten. Dafür hätten sie das Prü-
fungssystem auch nichtmanipu-
lieren, sondern lediglich aus dem
Code der Internetseite einen Link
kopieren müssen. Das sei mit
drei bis vierMausklicksmachbar
und keine Manipulation.

An ihnenwerde
ein Exempel statuiert
Die Strafe sei daher unverhält-
nismässig hart. Die Betroffenen
glauben, an ihnen werde ein
Exempel für ein vergleichsweise
geringes Vergehen statuiert. Sie
fühlen sich auch von ihren Ar-
beitgebern fallen gelassen. «Wir

haben jahrelang Überstunden
gemacht und nebenher den gan-
zen Sommer über gelernt», sagt
einer.

Viele Betroffene haben einen
Rekurs gegen ihre dreijäh-
rige Sperre durch Expertsuisse
eingereicht. Das Problem dabei
beschreibt ein Anwalt eines
gesperrten Prüfers: Der Rekurs
werde durch dieselben Per-
sonen bei Expertsuisse behan-
delt, welche ihn auch verhängt
hätten. Dadurch fehle von An-
fang an eine faire Beurteilungs-
möglichkeit.

Millionenbusse
als Schreckensszenario
Es handle sich beim Vorgehen
der Examinanden nicht um «un-
lautere Handlungen zur Beein-
flussung des Prüfungsergebnis-
ses». Denn das Einsehen der Re-
sultate habe nach absolvierter
Prüfung stattgefunden. Es sei
dahernichtmöglich gewesen, die
Prüfungsergebnisse zumanipu-
lieren.

Auch sei die Strafe unverhält-
nismässig, und es gebe bei Ex-
pertsuisse dafür keine rechtliche
Grundlage. Eine solche müsste
jedoch vorhanden sein, schliess-
lich sei der Verband die einzige
Bildungsstätte zur Ausbildung
und Verleihung eines eidgenös-
sischen Wirtschaftsprüfer-Dip-
loms.

Expertsuisse will sich nicht
weiter zum Vorfall äussern. Aus
demUmfeld desVerbandes ist zu
hören, dass dermoralische Kom-
pass vonWirtschaftsprüfern ein-
wandfrei sein müsse. Es sei gar
nicht entscheidend,wie schwie-
rig die Manipulation gewesen
sei, sondern dass sie es über-
haupt versucht hätten.

Möglicherweise befürchten
die grossenWirtschaftsprüfer, in

einen ähnlichen Fall wie in den
Niederlanden zu schlittern. Dort
flog kürzlich ein riesiger Betrug
mit internen Testaten auf. Den
Prüfern bei KPMG in denNieder-
landen wurden zwischen 2017
und 2022 Diplome fürWeiterbil-
dungen verliehen, die sie nicht
besucht hatten.

Dem Fall nahm sich sogar die
US-Branchenaufsicht an. Sie ver-
hängte eine Busse über 25 Mil
lionen Dollar gegen die Firma
und strafte auch die verantwort-
lichen Manager.

Dazu passt auch derVerdacht
eines Betroffenen.Er glaubt, dass
derWhistleblower, der die Sache
bei einem der Arbeitgeber mel-
dete, auch dem Finanzblog «In-
side Paradeplatz» einenHinweis
gab. Dort erschien im Juli ein
ersterArtikel über die Panne. Er
trug den Titel: «Hacker klauen
Prüfungs-Resultat von Reviso-
ren-Tests».Ab diesem Zeitpunkt
sei der Ton gegenüber den Be-
troffenenverschärftworden, sagt
einer.

Fast ein Dutzend
Beschwerden eingereicht
Für die Betroffenen gibt es noch
einen Hoffnungsschimmer. Sie
haben beim zuständigen Staats-
sekretariat für Bildung, For-
schung und Innovation Be-
schwerde gegen denAusschluss-
entscheid von Expertsuisse
eingereicht. Das Amt bestätigt,
dass bislang elf Beschwerden
eingegangen sind.

«Sämtliche Verfahren sind
noch hängig», sagt eine Spreche-
rin des Bundesamts. Sicher ist,
die Betroffenen werden Geduld
brauchen: Die Dauer eines Be-
schwerdeverfahrens sei immer
vom Einzelfall abhängig und
könne nicht generell beantwor-
tet werden.

Wirtschaftsprüfer wehren sich
gegen Ausschluss
Manipulations-Vorwurf Über 30 Personen wurden von Expertsuisse für drei Jahre für den Abschluss
zumWirtschaftsprüfer gesperrt und verlieren ihre Jobs. Die Betroffenen fühlen sich unfair behandelt.

Es sei ihnen nur
darum gegangen,
möglichst schnell
zu sehen,
wie viele Punkte
sie erreicht hätten.
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Das Interesse war riesig: Die Klimaseniorinnen nach ihrem Sieg in Strassburg im April 2024. Foto: Jean-Christophe Bott (Keystone)

Charlotte Walser

Die Nachricht ging im Frühling
um die Welt: Der Europäische
Gerichtshof für Menschenrech-
te (EGMR) hat die Schweiz ge-
rügt, weil sie nicht genug gegen
den Klimawandel tue. In der
Schweiz löste das Urteil Protest
aus. National- und Ständerat
forderten den Bundesrat auf, ge-
genüber dem Europarat zu er-
klären, dass die Schweiz keinen
Anlass sehe, dem Urteil weitere
Folge zu geben.

Nun liegt die offizielle Reak-
tion des Bundesrates vor.DerEu-
roparat hat die zwölfseitige Stel-
lungnahme auf seiner Website
veröffentlicht. Der Bundesrat
übermittelt darin seine Kritik –
und die des Parlaments –, wo-
nachderEGMRbei derAuslegung
der Menschenrechtskonvention
zu weit ging. «Nach Ansicht der
Schweizer Regierung darf die
Rechtssprechung nicht zu einer
Ausweitung desAnwendungsbe-
reichs desÜbereinkommens füh-
ren», schreibt der Bundesrat.

Die Schweiz fordert den Ge-
richtshof auf, in Zukunft dem
Text derKonvention und den his-
torischen Umständen ihrer Ent-
stehung wieder mehr Aufmerk-
samkeit zu schenken.

ErgriffeneMassnahmen
werden hinterfragt
Doch der Bundesrat geht auch
inhaltlich auf die Rüge ein. Da-
bei stellt er sichwie angekündigt
auf den Standpunkt, die Schweiz
habe seit dem Urteil weitere
Massnahmen gegen den Klima-
wandel ergriffen und erfülle ihre
klimapolitischen Verpflichtun-
gen. Der Bundesrat legt die Zie-
le und Massnahmen dar, die im
Stromgesetz und imneuen CO2-
Gesetz vorgesehen sind. Für die

Zeit ab 2031 sei zudem einewei-
tere Revision des CO2-Gesetzes
geplant.

Aus der Sicht von Umweltor-
ganisationen undWissenschaft-
lern reicht das allerdings nicht,
um die internationalen Ver-
pflichtungen zum Klimaschutz
zu erfüllen. Als das Parlament
das CO2-Gesetz verabschiedete,
monierte etwa derKlimaforscher
Reto Knutti, die Schweiz sei da-
mit nicht auf Kurs.

Doch wie lässt sich das über-
haupt feststellen? Zum Beispiel
anhand des sogenannten CO2-
Restbudgets. Dieses besagt, wie
viel CO2 ein Land noch verbrau-
chen darf,wenn es seinenAnteil
dazu beitragenwill, dass die Kli-
maerwärmung die Grenze von
1,5 Grad Celsius nicht übersteigt.

Der EGMR kritisierte die
Schweiz in seinem Urteil auch
dafür, dass sie ihre Politik nicht
auf ein solches Restbudget ab-
stütze. Das Argument, es gebe
keine etablierteMethode zurBe-
rechnung, liess der EGMR nicht
gelten: Ohne eine Quantifizie-
rung könne keine effektive Re-

gulierung ergriffenwerden, hielt
das Gericht fest.

Darauf reagiert derBundesrat
nun – und nennt erstmals eine
Zahl: Das CO2-Budget der
Schweiz für die Zeit zwischen
2020 und 2050 liege bei etwa
660MillionenTonnenCO2-Äqui-
valenten, schreibt er. Das seien
0,13 Prozent des globalen Bud-
gets, mit dem das 1,5-Grad-Ziel
mit einerWahrscheinlichkeit von
50 Prozent eingehalten werden
könne.ZumVergleich: Ein Passa-
gier auf einem Flug von Zürich
nachNewYork und retourverur-
sacht etwa 2,6 Tonnen CO2.

Wissenschaftlich
basiertes Budget nötig
Greenpeace und die Klimaseni-
orinnen kritisieren die Zahl von
660 Millionen. Sie sehen das
Restbudget beimaximal 280Mil-
lionenTonnen CO2 – halb so viel
wie gemäss Bundesrat. Dies
selbst unter der Annahme, dass
alle Länder – unabhängig von ih-
rer Wirtschaftskraft – den glei-
chen Pro-Kopf-Beitrag leisten
müssen.Bis 2032werde das Bud-
get aufgebraucht sein.

Greenpeace beruft sich auf die
neuesten Zahlen von ETH-Wis-
senschaftlern. Das CO2-Budget
des Bundesrats hingegen besa-
ge einzig, wie viele Emissionen
die Schweiz sich mit ihrem ak-
tuellen Kurs selbst zugestehe,
kritisiert die Umweltorganisati-
on. Der Bundesrat lege nicht dar,
wie diese Zahlmit dem 1,5-Grad-
Ziel kompatibel sei. Auch die
Grünen fordern, der Bundesrat
müsse dringend ein wissen-
schaftlich basiertes CO2-Budget
erstellen.

Das Bundesamt fürUmwelt im
Departement von SVP-Umwelt-
ministerAlbert Rösti bestätigt auf
Anfrage, dass es sich bei seiner

Zahl lediglich um eine Darstel-
lung derZielwerte handle, die das
Parlament beschlossen habe.
«Diese Zielwerte sind im Ein-
klangmit denwissenschaftlichen
Empfehlungen», schreibt das
Amt. Für die Umrechnung von
globalen auf nationale Budgets
könnten verschiedene Kriterien
angewendetwerden. Internatio-
nal habe sich noch keine Metho-
de etabliert.

Die Grünen sind auch in ande-
rerHinsicht unzufriedenmit dem
Bericht. Siewerfen demBundes-
rat vor, die Justiz zu verunglimp-
fen undTatsachen «schamlos zu
verdrehen». So argumentiere der
Bundesrat mit Massnahmen, die
erwegendes Sparprogrammsgar
nichtwie geplant umsetzenwol-
le – etwa dasGebäudeprogramm
und die Förderung der Nachtzü-
ge. LisaMazzone,die Präsidentin
derGrünen, sagt: «DerBericht des
Bundesrats ist ein Hohn.»

Grossen hält das Instrument
grundsätzlich für sinnvoll
Im bürgerlichen Lager kommen
die zwölf Seiten besser an. Das
Restbudget ist indes umstritten.
GLP-Präsident Jürg Grossen hält
das Instrument grundsätzlich für
sinnvoll. FDP-Nationalrat Chris-
tian Wasserfallen hingegen fin-
det eswenig hilfreich. Im Pariser
Klimaabkommen sei das nicht
vorgesehen, hält er fest. Und es
bringe nichts – wie es auch
nichts bringe, Ziele ohne ent-
sprechende Massnahmen fest-
zulegen. «Es führt nichts daran
vorbei, dasswir unsmit nachhal-
tigen Investitionen auf denWeg
machen», sagt Wasserfallen. Er
glaube aber nicht, dass das Net-
to-null-Ziel bis 2050 zu errei-
chen sei, wenn nicht massiv in
klimaneutrale Stromproduktion
investiert werde.

So reagiert der Bundesrat
auf das Klimaurteil
Bern versus Strassburg Die Schweiz erfülle ihre Klimaverpflichtungen, sagt die Regierung.
Worauf stützt sie diese Behauptung – und wie berechnet sie das CO2-Budget?

«Der Bericht
des Bundesrats
ist ein Hohn.»

Lisa Mazzone
Parteipräsidentin der Grünen

DergefährlichsteOrt füreineFrau
ist ihr eigenes Zuhause: Über
19’000 Fälle von häuslicher Ge-
walt werden in der Schweiz jähr-
lich registriert.«Das sindmehrals
Verkehrsunfälle», sagte Bundes-
rat Beat Jans anlässlich derMedi-
enkonferenz zurRevisiondesOp-
ferhilfegesetzes.Zweimal imMo-
nat enden Fälle von häuslicher
Gewalt im Schnitt tödlich. Allein
im Kanton Zürich kam es in den
letztenWochenzudrei Femiziden.

Heute kann eine Frau, die Op-
fer von sexueller oder häuslicher
Gewalt geworden ist, ihre Verlet-
zungen in vielen Kantonen nur
dann rechtsmedizinisch doku-
mentieren lassen,wenn sie auch
Anzeige erstattet.Das soll sich än-
dern. Mit der Überarbeitung des
Gesetzeswill derBundesrat errei-
chen, dass jedes Opfer Anspruch
auf eine entsprechendeUntersu-
chung hat – unabhängig davon,
ob es gleich eine Strafanzeige er-
stattet oderdas erst zu einemspä-
teren Zeitpunkt tun will. Zudem
soll die rechtsmedizinische Do-
kumentation kostenlos sein.

Diese Möglichkeit einer nie-
derschwelligen Beweiserhebung
könne in Zukunft zu mehr An-
zeigen von häuslicher und sexu-
eller Gewalt führen, sagt Jans.
«Auch die Zahl der strafrechtli-
chenVerurteilungen könnte sich
dadurch erhöhen.»

Kantone sind in der Pflicht
Es gibtmehrereGründe,weshalb
heute viele Opfer von sexueller
undhäuslicherGewalt zögern, so-
fort eineAnzeige zu erstatten.Be-
troffene Personen sprechen oft
von Abhängigkeit vom Täter,
Angst vor einer Stigmatisierung,
Misstrauen gegenüber der Justiz,
Schuld- undSchamgefühlen oder
unklarenErinnerungen.Auch ste-
hen Opfer nach einer sexuellen
Gewalttatmeist unterSchockund
habenmit emotionalen und psy-
chischen Belastungen zu kämp-
fen. Bevor sie sich bereit fühlen,
den Schritt zu einer Anzeige zu
machen, brauchen sie Zeit.

Für ein späteres Beweisver-
fahrenmüssenVerletzungen und
Tatspuren aber möglichst rasch
forensisch dokumentiertwerden.
Unabhängig davon, ob Gewalt-
opfer später eine Strafanzeige
machen oder nicht, brauchen sie
nach der Tat auch eine entspre-
chende medizinische Behand-
lung und Betreuung.

Die Kantone sollen sicherstel-
len, dass genügendAngebote zur
Verfügung stehenundderZugang
zu einer spezialisierten Behand-
lung rundumdieUhrgewährleis-
tet ist. Sie können entwederneue
spezialisierte Zentren einrichten

oder bestehende Strukturen er-
weitern. Die Kantone werden
auchdazuverpflichtet, die Bevöl-
kerungüberentsprechendeHilfs-
angebote zu informieren.

SP begrüsst das Vorgehen
Bereits heute gibt es in einigen
Kantonen Spitäler oder speziali-
sierte Stellen,woOpfervon sexu-
eller Gewalt Zugang zu einer
rechtsmedizinischen Dokumen-
tation erhalten, ohne dass sie zu-
vor Anzeige erstatten müssen.
Dazu gehören das Unispital Lau-
sanne, das Zentrum für sexuelle
Gesundheit des Inselspitals Bern
oder das Unispital Genf. Im Kan-
ton Zürich läuft derzeit ein Pilot-
projekt mit «Forensic Nures».
Diese Pflegefachpersonen haben

eine spezielle Ausbildung. Auch
sie dürfen ohne Anzeige rechts-
medizinische Untersuchungen
durchführen.Ein landesweit ein-
heitlicher Standard soll künftig
sicherstellen, dass alle Opfer –
unabhängig von ihremWohnort
– die gleiche Unterstützung und
Dokumentation erhalten.

Erste Auswertungen des Uni-
versitätsspitals Lausanne zeigen,
dass rund 24 Prozent der Opfer
zu einem späteren ZeitpunktAn-
zeige erstattet haben. Weil die
Verletzungen frühzeitig rechts-
medizinisch sichergestellt wur-
den, wurde das spätere Beweis-
verfahren vor Gericht dadurch
massiv erleichtert.

Die Revision desOpferhilfege-
setzes geht auf dreiMotionen der
Nationalrätinnen Tamara Funi-
ciello (SP), Jacqueline de Quattro
(FDP) sowie der ehemaligen SP-
StänderätinMarina Carobbio zu-
rück. «Es ist erfreulich, dass der
Bundesrat Opfer von häuslicher
und sexualisierter Gewalt besser
schützenwill»,wird Funiciello in
einerMedienmitteilung ihrerPar-
tei zitiert. Die SP werde sich da-
für einsetzen, dass das Gesetz
rasch umgesetzt werden könne.
Bis Ende Januarkönnen sich Par-
teien, Kantone und Organisatio-
nen zu denVorschlägen äussern.

Quentin Schlapbach

Eine sofortige Anzeige
ist dann nicht mehr nötig
Häusliche Gewalt Professionelle Hilfe für
Gewaltopfer soll zum Standard werden.

Niederschwellige Beweiserhebung: Bundesrat Beat Jans stellt
die Revision des Opferhilfegesetzes vor. Foto: Peter Schneider (Keystone)

«Auch die Zahl
der strafrechtlichen
Verurteilungen
könnte sich
dadurch erhöhen.»
Beat Jans
Justizminister


